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Antrag 

der Abgeordneten Hildegard Wester, Anni Brandt-Elsweier, Hans Büttner 
(Ingolstadt), Dr. Marliese Dobberthien, Elke Ferner, Arne Fuhrmann, Monika 
Ganseforth, Angelika Graf (Rosenheim), Klaus Hagemann, Christel Hanewinckel, 
Monika Heubaum, Ingrid Holzhüter, Barbara Imhof, Siegrun Klemmer, Horst 
Kubatschka, Christine Kurzhals, Christa Lörcher, Dieter Maaß (Herne), Dorle Marx, 
Ursula Mogg, Dr. Edith Niehuis, Günter Oesinghaus, Margot von Renesse, Marlene 
Rupprecht, Ulla Schmidt (Aachen), Dagmar Schmidt (Meschede), Wilhelm Schmidt 
(Salzgitter), Lisa Seuster, Wieland Sorge, Wolfgang Spanier, Dr. Peter Struck, 
Margitta Terborg, Inge Wettig-Danielmeier, Verena Wohlleben, Hanna Wolf 
(München), Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Vorlage eines Berichts zur wirtschaftlichen Situation junger Familien unter 
besonderer Berücksichtigung des Erziehungsgeldes und des Erziehungsurlaubs 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen 
Bericht vorzulegen zur wirtschaftlichen Situation junger Familien 
unter besonderer Berücksichtigung der wirtschaftlichen Auswir- 
kungen des Erziehungsgeldes und des Erziehungsurlaubs. 


Bonn, den 29. April 1998 
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Begründung 

Die wirtschaftliche Situation vieler junger Familien ist besorgnis- 
erregend. Das sinkende Haushaltseinkommen durch die Unter- 
brechung der Erwerbstätigkeit eines Elternteils und die hinzu- 
kommenden Lebenshaltungsaufwendungen für das Kind 
verursachen eine tiefgreifende wirtschaftliche Umstellungsphase 
bei den jungen Familien. 

Obwohl die Kritik am geltenden Recht des Erziehungsgeldes und 
des Erziehungsurlaubs nicht verstummt, widersetzt sich die Bun- 
desregierung jeder Änderung. Sie ignoriert damit den Wandel in 
den Lebensverhältnissen und Lebensentwürfen der jungen Müt- 
ter und Väter in Ost und West. 

Die Einkommensgrenze des Erziehungsgeldes wurde nie an die 
allgemeine Einkommensentwicklung angepaßt mit der Folge, daß 
heute nur noch vier von zehn der jungen Familien das Erzie- 
hungsgeld in voller Höhe erhalten. Vor zehn Jahren waren es noch 
fast neun von zehn Familien. Durch die Untätigkeit der Bundesre- 
gierung sind bereits Familien mit einem Einkommen knapp über 
der Sozialhilfeschwelle von der einkommensabhängigen Kürzung 
des Erziehungsgeldes bedroht. Die Einkommensgrenze für den Be- 
zug des vollen Erziehungsgeldes liegt für Ehepaare mit einem Kind 
bei 29400 DM und für Alleinerziehende mit einem Kind bei 
23 700 DM jährlich netto. Es ist jedoch ein Zeichen für die beeng- 
te wirtschaftliche Situation in jungen Familien, daß vier von zehn 
mit ihrem Einkommen unter diesen niedrigen Einkommensgren- 
zen liegen. Ein weiteres Indiz ist die Quote von 55 % der Allein- 
erziehenden, die im Jahr 1995 zur Sicherung ihres Lebensunter- 
halts während des Erziehungsgeldbezugs auf Sozialhilfe 
angewiesen waren. 
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